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Kirchengesetz 

über das Reisekostenrecht im kirchlichen Dienst 
vom 9. 12. 1974 

§ 1 

Geltungsbereich für die Landeskirche Eutin 

(1) Das Bundesreisekostengese:tz (BRKG) - nachstehend aus~ugsweise 
abgedmckt - findet Anwendung für aHe hauptamtlichen kirchlichen 
Bediensteten. Ferner für Dienstrei-sende, die Mi·tglieder der Synode und 
der Kirchenleitung isind. 
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(2) Für die unter § 1 Abs. 1 Satz 2 dieses Gesetzes genannten Mitglieder 
der landeskirchlichen Gremien wird, abweichend von § 6 BRKG, Weg­
strecken:ents.chä.idigung na·ch § 2 Abs. 1 diesres Kircheil!gesetzes .gezahlt. 

(3) Die Synodalen erhalten für die Teiln!ahme an Si~U!Illgen der Synode 
abweichend von § 9 Abs. 1 BRKG freie Verpfilegung durch Gewährung 
gemeinsamer Mahlzeiten ,sowie ein Zehr1geLd von DM 10,-. 

Sofern Synodarle Lohnempfänger sind, erhalten sie eine Entschädigung 
ihres VerdienJstaUJs:foilleis in der nachgewie:senen Höhe. 

§ 2 

Wegstreckenentschädigung für anerkannte Kraftfahrzeuge 

(1) Bei Benutzung anerkannter privateigener Kraft:liahrzeuge für dienst­
liche Zwecke .beträgt die Wegstreckenentschäfögung je Kiilometer (§ 6 
Abs. 2 BRKG u. Rechtsveror1dnung vom 14. 11. 73 - BGBI. 1973 S. 1705): 

1. für Kra:ftfahrze:uge mit einem Hubraum bis 50 com 10 Pfennig, 
daneben werden vom Beginn de1s Monia:ts an, in dem das Fahrzeug 
mit schriftlicher Anerkennuil!g im überwiegenJden dienstlichen In­
teres•se gehalten wirid, bis zum Ein!de des Monats, in dem die An­
erkennung erJi.Js.cht, zur Abge11tung der Ko1sten für Versicherung, 
Pflege und Unterste:Huil!g monatlich DM 8,- gewährt, 

2. für Kraftfahrzeuge mit einem Hubraum von mehr 
als 50 bis 350 ccm · · 

3. für Kraftfahrzeuge mit einem Hubraum 
a) von mehr .als 350 bis 600 ccm 

·aa) bei einer Fahr1eiiS:tung ·für Dienstz.wecke 
im Betriebsjahr bi.s zu 10 000 km 

hb) für jeden weiteren Kirlometer im Betriebsjahr 
b) von mehr als 600 ccm 

·aa) bei einer F.ahrleistung für Dienstzwecke 

18 Pfennig, 

25 Pfennig, 
15 Pfennig, 

im Betriebsjahr bis zu 10 000 km 32 Pfennig, 
hb) für jeden weiteren Kilometer im Betriebsrjahr 22 Pfennig. 

Mit dieser Vergütung sind alle Kosten abgegolten, die vom Fahr­
ze:ughaUer für Haftpflicht- und Tei1Hmskoversicherung, Kraftfahr­
zeugsteuer, Beschaffurng der poJ. Kennzeichenschi:lrder, Abschrei­
bung, Kraftstoff, Öl- und Fettverbrauch, Instandhaltung und 
Pflege zu tragen sind. 

(2) Ist der Eins•a tz des Kraftfahrzeugs für mehrere dem Fahrzeughalter 
übertragene Au:figaben 1alis dienstnotwenJdiig anerkannt, so is;t .bei der 
Feststelil.uil\g !der Fahrrleistung die We;gstrecke rsämtlicher Dienstfahrten im 
Betriebsj1ahr · ziu.sammerizurechnen. 

§ 3 

Einschränkung der Reisekostenvergütung 

Rei1sek0rs:tenver:gütung für Dienstreisen außerhalb des Bereichs der Lan­
deskir.ehe Ellltin, deren Gesamtstrecke 100 Kilometer ubersteigt, wird, 
auch wenn die Fahrt mit dem Kraftfahrzeug angetreten wurde, nach § 6 
Abs. 1 Satz 2 BRKG, auf der Gr.un!d1aige der Kilometerpreise der 1. Kl·as­
se der Deutschen Bundesbahn festgesetzt. 
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§ 4 

Auslagenerstattung für nicht im Dienstverhältnis 
der Kirche stehende Dienstreis.ende 

Bei Dienstrei,senden, die nicht im kirch:lichen Diens·t .stehen und denen 
nicht nach § 1 dieses Kirchengesetzes ReLsekostenvergütun:g zusteht, fin­
den die§§ 8-10 BRKG keine Anwendung. 
Ihnen werden :statt dessen die tatsächlichen A.1usla.gen für Verpflegung 
und Unterkunft erstattet, sofern von der entse:niden!den Dlenstsitelle keine 
besondere Anordnung getroffen worden ist. 

§ 5 

Ermächtigung der Kirchenleitung 

Die Kirchenleitung wird ermächtigt, die Reisekosten künftig auf der 
Gm:nidfage deis jeweils geltenden B:und~s·reiseko.sterugesetzes auf dem 
Verordnurngswege zu regeln. 

§ 6 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1975 in Kraft .. Für 
Dienstreisen und Dienstgänge, die v.or diesem Zeitpunkt .angetreten und 
an diesem Tage oder später beendet werden, verb:Ietbt es bei den bis­
herigen Vorschriften. 

(2) Gleichzeit1g treten die nachstehenden Bestimmungen außer Kraft: 
Gesetz betr. Berechnung von T!a:.gegeldern und Reisekosten vom 
5. Dezember 1919 (GVOBl. I. Bd./S. 14), 
Rei:sekoistenveror.dnung vom 29. September 1952 (GVOBI. II. Bd./S. 
178/179), 
Bestimmung für die Anschaffung und Benutzung von Kraftfahrzeu­
gen und Fahrrädern vom 29. März 1955 (GVOBI. III. Bd./S. 6/7), TeH 
C, E und F Satz 1, 
Änderung der Reisek01stenverordnun:g vom 29. September 1952 vom 
18. März 1957 (GVOBl. III. Bid./S. 42), 
Änderung des Vergütung.sgesetzes für die Benutzung anerkannter 
private~gener Kraftfahrzeuge vom 29. März 1955 (GVOBl. III. Bd./ 
s. 56), 
Änderung der Reisekostenverordnung vom 29. September 1952 vom 
25. März 1961 (GVOBl. III. Bd./S. 83), 
Änder:ung der Reisekostenverordnung vom 1. November 1964 (GVOBI. 
HI. Bd./S. 115 u. 116, 1. Sa.tz), 
Änderung der Reiseko<s.tenverordn:ung vom 1. Jiuli 1965 (GVOBl. 
III. Bd./S. 129/130). 

Die Kirchenleitung 
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Gesetz 
über die Reisekostenvergütung für die Bundesbeamten, 

Richter im Bundesdienst und Soldaten 
(Bundesreisekostengesetz - BRKG -) 

in der Fassung vom 13. November 1973 1) 

Der Bundesta.g hat das fo!Lgende Gesetz beschlosisen: 

„Teil A" 

Abschnitt I 

Allgemeines 

§ 1 

Geltungsbereich 
(1) Dieses Gesetz regelt die Erstattung von Ausla:gen für Dienstreisen 
und Dienstgänge (Reisekostenvergütung) der BunJdesbeamten, Richter 
i:m Bundesdienst, Soldaten und der in den Bundesdienst abgeordneten 
anderen Beamten und Richter. 
(2) Das Gesetz regelt ferner die Erstattung von 

1. Auslagen aus Anlaß der .A!bordnung (Trennung.SJge'l!d, § 22), 
2. Auslaigen für ReLsen zur Ein:stellunig vor dem Wirksamwerden der 

Ernennung und beim Ausischeiden aus dem Dienst weg~n Abliaufs 
der Diens~tzeit oder wegen Dienstunfähi,gkei.t (.§ 23 Abs. 1), 

3. Ausfagen für Ausbi-Ldungs- und Fortbildung·sreisen, die teilweise 
in dienstlichem Interesse liegen (§ 23 Abs. 2), und 

4. Fahrkosten für Fahrten zwi,schen Wohnung und Dienststätte aus 
besonderen dienstlichem Anlaß (§ 23 Abs. 3). 

Abschnitt II 
Reisekostenvergütung 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

(1) Dienstreisen.de im Sinne dieses Gesetzes sind die in § 1 Abs. 1 ge­
nannten Per·sonen, die eine Dienstreise oder einen Dienstgiang ausführen. 
(2) Dienstreisen im Sinne di.eses Gesetze1s sind Reisen zur Erledigung 
von Dienstgeschäften außerhafü des Dienstortes, die von der zustänfügen 
Behörde schriftlich angeordnet oder genehmigt worden sind, es sei denn, 
daß eine Anordnung oder Genehmi1gung nach dem Amt de1s Diens1rei­
senden oder dem Wesen des Dienstgeschäffas nicht in Betracht kommt. 
Dienstreisen .sind auch Rei0sen aus Anilaß der Einstel1urug (§ 16 Abs. l 
und 2) und Reisen von einem dem vorübergehenden Aufenthalt dienen­
den Ort zum Dienstort, wenn im übrigen die Voraus;setzungen des Sat-
zes 1 erfüllt sind. 
(3) Dierusrtgärnge im Sinne dieses Gesetzes sirnd Gänge oder Fahrten am 
Dienst- oder Wohnort zur Erledigung von Dien:stgeschäften außerhalb 
der Dienststätte, die von der zuständLgen Behörde angeordnet oder ge-

1) BGBI. 1 S. 1622 
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nehmigt worden .sind, es sei denn, daß eine Anordniung oder Genehmi­
igung nach dem Amt des Dienstreisenden oder dem Wesen des Dienst­
geschäfts nicht in Betracht kommt. Dem Wohnort steht ein dem vor­
überigehenden Aufentha1t· dienender Ort gleich. 

§ 3 

Anspruch auf Reisekostenvergü.tung 

(1) Der Dienstreisende hat Anspruch auf Rei.sekostenve!'lgütung Z'llr Ab­
ge1tung der dienstlich veranlaßten Mehraufwenidungen-. Art und Umfang 
bestimmt ausschließlich dieses Gesetz. 

(2) Reisekostenverigütung wird nur insoweit gewährt, ,a,1s die Aufwen­
dun!gen des Dienstreisenden und die Dauer der Dienstrei.se oder des 
Die!listg.anges zur Erledi.giung des Dienstgeschäfts notwendig waren. 

(3) Zuwendungen, die dem Dienstreisenden von dritter Seite seines Am­
tes wegen für diesefüe Dienstrei.se oder denselben Dienstg,ang gewährt 
wurden, si:nd auf die Reiseko·stenver;gütung arnmrechnen. § 12 bleibt un­
berühr.t. 

(4) Bei Dienstreisen und D.ien;s:tgärngen für eine auf Vorschlag oder Ver­
langen der zuständigen Behörde wahrgenommene Nebentäti1gkeit hat der 
Dienstrei!Sende nach diesem Gesetz nur so-weit Anspruch auf Reise­
kostenvergütung, wie nicht die Stelle, bei der die Nebentätigkeit aus­
geübt wird, Ausla,gener.stattung für dieselbe Dienstreise oder denselben 
Dienstgang zu gewähren hat; das gilt a.uch dann, wenn. der. Dienst­
reisende auf .seinen Ansprmch gegen die Stelle verzichtet hat. 

(5) Die Reisekostenver,gütung ist innerhalb einer AuS!Schlußfrist von 
einem Jahr bei der Beschäftigungsbehörde schriftlich ziu beantragen. Die 
Friist beginnt mi~t dem Tage nach Beendi.gun:g der Dienstreise o:der des 
Dienstgangs, in den Fällen des § 19 mi.t Ablauf des Tages, an dem dem 
Berechti,gten bekannt wird, daß die Dienstreise oder der Dienstgang 
nicht ausgeführt wird. 

§ 4 

Art der Reisekostenvergütung 

Die Reiseko1stenver,gütunig umfaßt 

1. Fahrkos:tenerstattung (§ 5), 

2. Wegstrecken- und Mitnahmeentschädiig.ung (§ 6), 

3. Tagegeld (§ 9), 

4. Überna·chtu111g.sgeld (§ 10), 

5. Erstattunig der Auslagen bei längerem Aufenthalt am Geschäftsort 
(§ 11), 

6. Erstattung der Nebenkosten (§ 14), 

7. Erstattung der Auslaigen bei Dienstreisen bts zu fünf Stunden Dauer 
und bei Dienst:gän:gen (§ 15), 

8. Aufwandsvergütung (§ 17), 

9. Pauschvergütung (§ 18), 

10. Erstattung der Auslagen für Reisevorbereitunig.en (§ 19). 
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§ 5 

Fahrkostenerstattung 

(1) Für Strecken, die mit regelmäßig verkehrenden Beförderung.smitteln 
zurückgelegt worden 1sind, werden .die entstandenen notwendi.igen Fahr­
koisten erstattet, und zwar beim Benutzen von 

Land- oder 
Wasser- Luftf.ahr- Schlaf-
fahrzeugen zelligen wagen 

den Angehörigen 
der Beso::Ldungs-
gruppen bis zu den Kosten der 

A 1 zweiten Touri1sten- Touriisten-
bis Klasse oder klas.se 
A 7 Economy-

klasse 

A8 ersten T-ouri.sten- Spezial-
bis Klasse oder oder 
A 16 Economy- Doppelbett-
undB 1 kla:S·se klasse 

B 2 ersten . Touristen:- Ein:be:tt-
bis Klasse oder klas·se 
B 11 Economy-

klasse 

(2) § 8 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. Ehrenbeamte erhalten Fahrkosteri­
erstattung wie Dienstreisende der Beso1ldungsgruppe A 8 bis A 16. 
(3) Die Kosten einer höheren K!Las•se werden er·stattet, wenn der Dienst­
reisenide ein regelmäßig verkehrendes Beförderungsmittel benutzen 
mußte, das nur diese Klaisse führte. Das gleich·e gilt, wenn er aus dienst­
lichen Grün:den eine höhere Klas·se benutzen mußte. 
(4) Dienstre~sende, denen nach Absatz 1 die Fahrkosten der niedrigsten 
Klasse zu er.statten wären, werden bei einer amtlich festgestellten Er­
werhsmindertUng von mindestens fünfzig vom Hundert die Auslagen für 
die näch!sthöhere Klasse erstattet. Dieselbe Vergünsti:gung kann anderen 
Dienstrei·sen!den gewährt werden, wenn ihr körperlicher older gesund­
heitlicher Zustand d:a.s Benutzen dieser K1asse rechtfer:t'iig.t. 
(5) Für Strecken, die aus triftigen Grün•den mit anderen .aJs den in § 6 
genannten nicht rege1lmäfüg verkehrenden Beförderungsmitteln zurück­
gelegt worden .sind, werden die entstandenen notwendiigen Fahrkosten 
emtattet. Liegen keine triftigen Gründe vor, so darf keine höhere Reise­
kostenvergütung gewährt werden a11's beim Benutzen eineis regelmäßig 
verkehrenden Beförderun:gsmittels. 

§ 6 

Wegstr.ecken- und Mitnahmeentschädigung 

(1) Für Strecken, die der Dienstreisende mit einem ihm gehörenden 
Kraftfahrzeug zurückgelegt hat, wird .als Auslagenerisatz eine Weg-
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streckenel1!t•schädi.gung gewährt, und zwar je Kilometer bei Benutzung 
von 

1. Kraftfahrzeugen mit einem 
Hubraum 'bi.s 50 ccm 

2. Kraftfahrzeugen mit einem 
Hubraum von mehr als 50 bis 350 ccm 

3. Kraftfähr0zeugen mit einem 
Hubraum von mehr a'Ls 350 bis 600 ccm 

4. Kraf:tfahrzeugen mit e'inem 
Hubraµm von mehr- aLs 600 ccm 

10 Pfennig, 

14 Pfennig, 

18 Pfennig, 

25 Pfennig. 

Dadurch darf jedoch der Gesamtbetrag der Rei•seknstenverigütungen des 
Kraftfahrzeughalter.s und der Mitgenommenen nicht höher _werden als 
beim Benutzen eines regelmäßiig verkehrenden Beförderung;smittels. Die 
für die Fest.sefaung der Reisekos.tenver,gütung zustän!dtge Behörde kann 
aius triftigen Gründen von der Einschränkmng des Satzes 2 absehen. Dem 
Kraftfahrzeug im Sinne des Satzes 1 steht das unenitgeltilich zur Verfü­
guI11g 1ge.steUte Kraftifaihrze:ug des Ehegatten older eines mit dem Dienst­
reisenden in häuslicher Gemeinschaft lebeI11den Verwandten oder Ver­
schwägerten rgleich. 
(2) Ist ein in Absatz 1 bezeichnetes Kraftfahrzeug benutzt worden, das 
mit schriftlicher Anerkennung der vorges·etzten Behörde im· überwie­
genden dienstlichen Inter.esse gehalten wird, so wird· abwe.icherid · von 
Absatz 1 eine Wegstreckenentschädigung gewährt, deren Höhe de:r Bun­
desminister des Innern unter Berücksichtig_ung .der Anschaffungs-, Un­
tei·haltungs- und· Betriebskosten und der Abnutzung des Kraftfährzeu­
g.es durch · Rechtsverordnung bestimmt. 
(3) Ein Diens·treisenider, der 'i:n einem Kraftfahrzeug der in Absatz 1 oder 
Absatz 2 bezeichneten Art Personen mitgenommen hat, die nach diesem 
Ge.setz oder anderen Vor.schritten des Bundes Anspruch auif Fahrkosten­
erstattung haben, erhä.U Mitniahmeentschädirgung in Höhe von drei Pfen­
ni•g je Per;son und Kilometer, für die Mitnahme mit einem Kraftrad 
oder KabinenroLler zwei Pfennig je Person unld Kifometer. 
(4) Ist ein Dienstreisender von einer im öffentlichen Dienst stehenden 
Person mi.tgerwmmen worden, die na.ch den Vorschriften eine;s anderen 
Dienstherren .als des Bundes Anspruch auf Fahrkosteners!tattung hat, so 
erhält er Mitnahmeentschädi1g.uI11g nach Absatz 3, so-weit ihm Aus1agen 
für die Mitnahme entstanden sind. 
(5) Für Strecken, die der Dienstrei.sende 1aus trittirgen .Grüniden mit einem 
ihm .gehörenden Fahrrad oder zu Fuß zurück!gelegt hat, wird als Aus­
fa1gener:saitz eine Wegstreckenentschä.di.gung in Höhe von zehn Pfennig 
je Kilometer .gewährt, wenn die Strecken über die Grenzen· einer Ge­
meinde hinausgeführt haben. Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend bei. Be­
nutzung eines Fahrrades, das riicht dem Dienstreiisenden .gehört. Liegen 
keine triftigen Gründe vor, :so gHt für die Höhe der Entschädigung Ab­
satz 1 Satz 2 entsprechend. Gehärt das Zurücklegen von Fußwe1gstrecken 
zu den regelmäfügen Dienstauf:g.aben, .so wird keine We,g.streckenentschä­
digung 1gewährt. 
(6) Hat der Dien.strei.sende ein Kraftfahrzeug benutzt, das am Mitteln 
der Verwaltung beschafft worden ist, au.f ihre Kosten unterhalten und 
betrieben wird Ün:d dem Dienstreisenden zur dienstlichen Verwendung 
übere1gnet ist, so wird keine Wegistrecken- ul1!d Mitnahmeentschädigung 
gewährt. Da;s gleiche giilt bei der Benutzung eines ·anderen Beförderungs­
mittels, d'a1s auf Kosten der Verwaltung unterhalten wird, soweit es. 
dienstlichen Zwecken dient. 
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(7) Der Bundesminister des Innern kann bestimmen, daß abweichend 
von den Absätzen 1 bis 5 Wegstrecken- und Mitnahmeentschädi.giurug 
nicht gewährt wird, soweit bundeseigene Beförderung.smittel benutzt 
werden können und dienstliche oder in besonderen Ausnahmefällen 
zwingende persönliche Gründe nicht entgegenstehen. 

§ 7 

Dauer d·er Dienstreise 

Die Dauer der Dienstrei1se richtet sich nach der Abreise unid Ankunft an 
der Wohnung. Wird die Dienstrei·se an der Dienstste1le angetreten oder 
beentdet, .so tritt diese an die Stelle der Wohnung. 

§ 8 

Reisekostenstufen 

(1) Für die Bemessung des Tage- und Übernachtungsgeldes (§§ 9, 10) 
werden die Diernstreisenden folgenden Reisekostenstufen zugeteilt: 

Anigehörtge der 
Beso1dung.sgruppen Rei.sekostenrstuf e 

A 1 bis A 10 
A 11 bis A 15, B 1 
A 16, B 2 bis B 11 

A 
B 
c. 

Für Beamte der Besoldungsgmppen A 14 und A. 15, die. Leiter von Aus­
landsvertre.tungen des Auswärtigen Amtes mit ·Ausnahme der konsula:.:·„, 
ri.schen Vertretungen ·sirid, .gilt abweichend von Satz 1 die Reisekosten­
stufe C. 
(2) Beamte a:uf Widerruf im Vorberei:tung·sdierust werden der Rei:se­
kostenstufe der Einganig.sbeso;ldungsgriuppe ihrer L3!u:libahn, ·Wehrsold­
empfänger der Rei.sekostenstufe zwgeteHt, der BerufssoJJdaten und Sol­
daten auf Zeit des gleichen Dienstgratde,s angehören. 
(3) Die Rückwirkung der Einweisung in eine Pfan:stelle oder der Ein­
ordI11Ung von Ämtern und Dienstgmden bleibt bei der Zuteitlung zu den 
Rei·sekostenstufen untberücksichtigt. 
(4) Ehrenbeamte erhalten Tage- und Über.nachtungs,ge1d nach der Reise­
ko-stenstufe B. Die oberste Dienstbehörde kann mit Zustimmung des 
Bundesminister!s des Innern in besonderen Fällen eine höhere Reise­
kostenstufe 'Zufassen. 

§ 9 

Tagegeld 

(1) Das T·a:ge.geld beträgt für eine Diernstreise, die nicht mehr als einen 
vo!:len Ka.lenderta.g beanspruchit, in 

Reisekostenstufe A 20,- DM 
Rei1seko.s.tenstufe B 25,- DM 
Reisekostenstufe C ~0,- DM. 

Bei einer Dienstreisedauer bis zu 12 Stunden gilt Absatz 3. 
(2) Bei einer mehrfägLgen Dienstrei1se beträgt das T•a.ge.geLd für den vollen 
Kalendertag in 

Reisekos!tens:tuf e A 
Reisek01stenstuf e B 
Reiisekostenstufe C 

23,- DM 
28,- DM 
34,- DM. 
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Für den Tag des Antritts und den Tag der Beendigung einer mehrtägi­
gen Dienstreise gilt Absatz 3. 

(3) Für eine Dienstreiise, die keinen vollen Kalendertag beansprucht oder 
für den Tag .des AntrU:t·s und den Tag der Beendi.gung einer mehrtägi­
gen Dienstreise be.träigt dia1s Tagegeld bei einer Dauer der Dienstreise 

von mehr als fünf bis sieben Stunden 
drei Zehntel des vollen Satzes, 

von mehr alos sieben bis zehn Stunden 
fünf Zehnte1 des voillen Satzes, 

von mehr als zehn bis zwölf Stunden 
acht Zehntel des voHen Satzes, 

von mehr als zwölf Stunden den vollen Satz. 

Bei mehreren Dienstreisen an einem Kalenderta.g wird jede Reise für 
sich berechnet; es w.ird jedoch zusammen nicht mehr als ein volles Ta­
ge.ge1d gewährt. 

(4) Erstreckt sich eine Dienstreise auf zwei Ka1lendertage und steht dem 
Dienstreisenden ein Übernachtungsigeld nicht zu, so iist, wenn dies für 
ihn günstiger ist, das Tagegeld so zu berechnen, als ob die Dienstreise 
an einem Kalendertag ausgeführt worden wäre. 

(5) Sind die nachgewiesenen notwendi.Jgen Ausila'gen für Verpflegung 
unter Berücksichti.gung der häusUchen Er1sparn:iJs höher als der zuste­
hende Gesamtbetra:g des Tagegeldes (§§ 9, 12), so bewil:Hgt die oberste 
Dienstbehörde oder die von ihr ermächtigte unmittelbar . .nachgeordnete 
Behörde einen Zuschuß in Höhe des Mehrbetraiges. · · 

(6) Als häusliche Ersparnis sind für die Kalender.tage, für die ein volles 
Tagegeld (Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1) gewährt wird, 

1. bei Dienstreisenden mit Ha•usstand (§ 7 Abs. 3 des Bundesumzugs­
kosten.gesefaes) zwanzig vom Hundert, 

2. bei anderen Dienstreisenden vierzig vom Hundert des vollen Tage­
geldes (Absatz 2 Satz 1) zu berücksichtigen. Auf die Ausfagen für eine 
Einze.Jmahlzeit an einem Kalendertag, für den Teiltagegeld (Abs. 3) 
gewährt wird, ist ein Drittel des sich nach Satz 1 ergebenden Betra­
ges ammrechnen. Bei Dienstrei·senden mit Dieilistort im Ausfand ist die 
häusUche Ersparnis von dem Auslands:ta.gegeld für den Auslands­
dienstort zu berechnen. 

§ 10 

Übernachtungsgeld 

(1) Übernachtung1sgeld wird bei einer mindestens achtstündigen Dienst­
reiise gewährt, wenn diese .sich über mehrere Kalendertage erstreckt 
oder bis drei Uhr angetreten worden ist. Übernachtung.sgeld wird nicht 
für eine Nacht gewährt, irt der die Dienstreise nach drei Uhr angetre­
ten oder vor zwei Uhr beendet worden ist. 

(2) Das Übernachtungsgeld für eine Nacht beträ1gt in 

Reisekos.tenstufe A 23,- DM 

Reisekostenstufe B 28,- DM 

Rei.seko.stenstuf e C 34,- DM. 
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(3) Sind die nachgewiesenen Übernachtungskosten höher a:l:s .der zuste­
hende Gesamtbetrag des Übernachtungsgeldes nach Absatz 2, so wird der
Mehrbetrag bis zu fünfzig vom Hundert des Gesramtbetrages des Über­
nachtung,s;geldes erstattet. Darüber hinausgehende Mehrkosten werden
erstattet, soweit sie unvermeidbar 1sind. Übernachtungskosten, die die
Kosten des Frühstücks einschließen, sind vorab um fünf.zehn vom Hun­
dert des Tagegeldes (§ 9 Abs. 2) zu kürzen. 

(4) Sind A:uslagen für das Benutzen von Schlafwa.gen oder Schiffskabi­
nen :m erstatten, .so wird für dieselbe Nacht ein weiteres Übernachtungs­
geld nur gewä.hrt, wenn der Dienstreisende wegen der frühen Ankunft
oider .spä.ten Abfiahrt- des Beförderung.smittel;s eine Unterkunft in An­
spruch nehmen oder beibehalten mußte. 

§ 11 

Erstattung der Auslagen 
bei längen.-em Auf enthalt am Geschäftsort 

(1) Dauert der Aufenthalt an demse1ben aus·wärtigen Geschä.ftsort lä.n­
ger a:1s vierzehn Tage, .so wird vom fünfzehnten Tage an die gleiche 
Vergütung ;gewährt, die von diesem Targe an bei -einer Abordnung zu 
gewähren wäre; §§ 9 und 10 werden inso.weit nicht angewandt. Zu den 
Aufentha.ltsta.gen rechnen aUe Ta.ge zwi;schen dem Hinreisetarg und dem 
Rückreisetag. 

(2) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr ermächtigte unmittelbar 
nachgeord:n:ete ·Behörde kann abweichend von Ahsatz 1 .daiS Tage- und·
Übernachtungsgeld (§§ 9, 10) in besonderen FäJ'len bis zu weiteren acht­
undzwanzig Ta.gen bewiUigen. Mit Zustimmung des Bundesministers des 
Innern darf in Einzelfällen die Frist von ins.gesamt zweiundvierzig Ta­
gen verlängert werden. 

§ 12 

Kürzung des Tage- und Übernachtungsgeldes 
und der Vergütung nach § 11 Abs. 1 

(1) Erhält der Dienstreisende seines Amtes wegen unentgeltlich Verpfle­
gung, so wird 

1. das TagegeJ.d (§ 9) für das Frühstück um fünfzehn vom Hundert, für 
das Mittag- und Abendessen um je dreißig vom Hundert des vollen 
Satzes, 

2. die Ver·gütung nach § 11 Abs. 1 für das Frühstück um zehn vom Hun-
dert, für da1s Mittag- und Abendessen um je zwanzi.g vom Hundert 

gekürzt, es sei denn, daß es sich um Einzelmahlzeiten bei Empfängen oder 
anderen gesellschaftlichen Verans.taltungen handelt. Da.s 'Da.gegeld und 
die Vergütung nach § 11 Ab:s. 1 wer.den nach Satz 1 gekürzt, wenn von 
dritter Seite Verpfilegun.g bereitgestellt wiI1d und .das Entgelt für sie in 
den erstattbaren Fahr- und Nebenkosten entha.iten ist. Von einem Teil­
ta1gege1d (§ 9 Abs. 3) .sind dem Dienstreisenden minde:stens fünfund­
zwanzig vom Hun:dert zu befassen. 

(2) Erhält der Dienstreisenide .seines Amtes wegen unentge1tlich Unter­
kunft oder werden die Auslagen für das Benutzen von Schlafwa.gen oder 
Schiffskabinen ers.tattet, so werden das Übernachtungsigeil:d (§ 10) um 
fünfundsiebzig vom Hundert un!d die Ver,gütu!1lg nach § 11 Abis. 1 uin 
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fünfundzwanzLg vom Hundert ;gekürzt. Da,s gleiche ,gilt, wenn von dritter 
Seite Unterkunft bereitgestellt wird unJd da.s Entgelt für s'ie in den er­
stattbaren Nebenkosten enthalten ist. 
(3) Die Absätze 1 und 2 1sind .auch dann anzuwenden, wenn der Dienst­
reisende seines Amtes wegen unentgeltlich bereitgestellte Verpflegung 
oder Unterkunft ohne triftigen Grund nicht in Anspruch nimmt. 
(4) Die oberste Dienstbehörde kann in besonderen Fällen mit Zustim­
mung des Bundesmini1ster1s des Innern niedrtgere Kürzungs1sätze zulassen. 

§ 13 
gestrichen 

§ 14 

Erstattung de:r N ebenkos.ten 

Zur Er.lediigung des Dienstgeschäftes notwendige_ Ausliagen, die nicht 
nach den §§ 5 bi.s 12 zu erstatten ,sind, werden bei Nachwei<S als Neben­
kosten erista ttet. 

§ 15 

Erstattung der Auslagen bei Dienstreisen 
bis zu fünf Stunden Dauer und bei Dienstgängen 

Bei Dienstreisen bis zu fünf Stunden Dauer und bei Dienstgän,gen stehen 
dem Dienstreisenden Fahrkqs.tene:r.stattung .. (§ 5), Wegis.trecken- und Mit­
nahmeentschädigung (§ 6) und Nebenkostenerstattung (§ 14) zu. Daneben 
werden die nachgewiesenen ·notwendigen Aus1a;gen für Verpflegung und 
Unterkunft unter Berückis1chtirgung der häusli1chen Erisparnis erstattet. 

§ 16 
Bemessung der Reisekostenvergütung in besonderen Fällen 

(1) Bei Dienstreisen aus Ailllaß der Einstellung, Ver:setzung, Abordnung 
oder Aufhebung einer Abordnung wird das Tagegeld für die Zeit bis 
zur Ankunft am neuen Dienstort .gewährt; im übrigen gilt § 7. Das Ta­
gegeld wir:d für die Zeit bis zum Ablauf des Ankunftstages gewährt, 
wenn der Dienstreiisende vom nächsten Tage an Trennung.sreise- oder 
Trennungstagegeld erhält; daneben wird übernachtungsrge:ld gewährt. 
Bei Dienstreisen aus Anl1aß der Versetzung, Abordnung oder Aufhebung 
einer Abordnung wird das Tagegeld vom Beginn des Abfahrtstages an 
.gewährt, wenn '.für den vorhergehenden Tag Trennung•sreiise- oder Tren­
nungsta.ge.geLd gewährt wird. Der A:bordnun.rg steht die Kommandierung 
eines Soldaten ,gleich. § 12 bleibt unberührt. 
(2) Bei einer Dienstretse aus Anlaß der Einstellung wird dem Dienst­
reisenden höchsterns die Reisekostenvergütung gewährt, die ihm bei einer 
Dienstreise vom Wohnort zum Dieil!stort zustünde. 
(3) Bei einer Dienstreise nach dem Wohnort wird für die Dauer des Auf­
enth:alte.s ·an diesem Ort kein Tage- und Übemachtungsg-eld gewährt; 
notwendige AUJsilagen werden wie bei einem Die!llstgang (§ 15) erstattet. 
(4) übernachtet der Dienstrei-sende in seiner außerhalb dieis Geschäfts­
ortes gele;genen WohllJUng, so wird kein übernachtungs1ge1d .gewährt, die 
Verigütung nach § 11 Abs. 1 wind um ein Drittel .gekürzt. Die no.twen­
dilgen Auslagen für die Fahrten zwi1schen dem Geschäftsort und dem 
Wohnort (§§ 5, 6) werden bis zur Höhe des ü:bernachtungsrgeildes oder 
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eines Drittels der Vergütung nach § 11 Abs. 1 er.stattet. Für volle Ka
lendertage des Aufenthaltes am Wohnort wird kein Tagegeld und kein
Vergütung nach § 11 Abs. 1 gewährt. 

(5) Wer eine Dienstrei1se als ehrenamtlicher Ri,chter eines Disziplinar
oder Dienstgerichts !aus.führ.t, erhält Tage- und Übernachtungsgeld min
destens nach der Reisekostenstufe B. Für die FahtkO'stener:stattung wir
er mindestens einem Dienstreisenden der Besoldungsgruppen A 8 bi.
A 16 gleichgesteHt (§ 5 &bs. 1). 

(6) Der Bun:desminiister des Innern regelt unter Beachtuillg der Grund
sätze dieses Gesetzes durch Rechtsverordnung, welche Reiseko.stenver
gütung gewährt wird, wenn 

1. eine Dienstreise aus triftigen Gründen unterbrochen wird, 

2. eine Dienstreise mit einer Urlaubsreise oder einer anderen private
Rei·se verbunden wird oder 

3. nach diesem Geisetz mehrere Arten der Auslagenerstattung für de
gleichen Zweck in Betracht kommen. 

§ 17 

Aufwam:lsve:rgütu:ng 

(1) Dienstreisende, denen erfahrungis.gemäß ;geringere Aufwendungen fü
Verpflegung oder Unterkunft als allgemein entstehen (z. B. bei Dienst
rei~~.rt innerhalb eines Amts- oder Dienstbezirk·s, bei bestimmten Dienst
zweigen oder Dienstge:schäften oder häufigen Dienstrei'S€n nach ·dem
selben Ort oder in denselb~n Bezirk), erhalten nach näherer Bestim
mung der obersten Dienstbehörde oder der von ihr ermächtigten un
mittelbar nachgeordneten Behörde an Stelle der Reisekostenvergütun
im Sinne des § 4 Nr. 3 bis 5 und 7 entsprechend den notwendigen Mehr
ausl1agen eine Aufwandsvergütung. Die Aufwandsvergütung kann auc
nach Stundensätzen gewährt werden. 

(2) Der Bundesminister des Innern kann die Höhe der Aufwandsvergü
tung bestimmen oder Richtlinien für deren Gewährunig erlassen, wen
dies im Interesse einer einheitlichen Abfindung liegt. 

§ 18 

P~mschvergütung 

Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr ermächtigte unmittelba
nachgeordnete BehörP.e kann bei regelmäßigen oder .gleichar.tLgen Dienst
rei,sen oder Dienstgängen an Stelle der Reisekostenvergütung im Sinn
des § 4 Nr. 1 bis 8 oder Teilen davon eine Pauschver.gütung gewähren
die nach dem Durchschnitt der in einem best1mmten Zeitraum sonst an
f:alle.n!den Einzelvergütungen zu bemessen irst. 

§ 19 

Erstattung der Auslagen für Reisevorbereitungen 

Wird eine Dienstreise oder ein bienstgang aus Gründen, die der Dienst­
reisende nicht zu vertreten hat, nicht ausgeführt, so werden die durch
die· Vorbereitung entstandenen notwendigen, nach diesem Gesetz er­
stattbaren Au:s1a.gen erstattet. 
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§ 20 

Auslandsdienstreisen 

(1) Au.s'1andsdiens:trei1sen sind Dienstreisen zwi:schen Inland und Aus­
land sowie im Ausland. 

(2) Alls Ausilandsdienstreisen gelten nicht Dienstrei·sen der im Grenzver­
kehr täti.gen Beiamten im Bereich ausländioscher Lokalgrenzbehörden, 
zw~schen solchen Bereichen und zwi1schen diesen und dem Inland. 

(3) Die Bundesregierung wird ermä·chti.gt, durch Rechts~verordnung un­
ter Beachtung der Grundsätze dieses Gesetzes abweichende Vorschrif­
ten über die Reisekostenvergütung bei Aus:lallldsdiens:trei•sen zu er1assen, 
soweit die besonderen Verhältni1sse bei diesen Reisen es erfordern. 

PP···· 
§ 21 

Abschnitt III 

Tr.ennungsgeld und Erstattung von Auslagen 
bei Reisen aus besonderem Anlaß 

§ 22 

Trennungsgeld. 

(1) Beamte und Richter, die a.n einem Ort außerhalb des Dielllst- oder 
Wohnorte·s ohne Zusage der Umzugskostenverigütung abgeordnet wer­
den, erhalten für die ihnen dadurch entstehenden notwendigen Ausla­
gen unter Berücksichügung der häuslichen Erisparnis ein Trennung.s1geld 
nach Rechtsverordnungen, die für Abordnungen im Inland der Bundes­
minister ·des Innern, für Abordnungen zwischen dem Inland und dem 
Ausiliand und im Ausland die Bundesre.gierung erläßt. Das:selbe gnt für 
die Kommandiel'ung eines Soldaten und die vorübergehende dienstliche 
Täügkeit bei einer anderen Stelle als einer Dienststelle. 

(2) Werden Beamte auf Widerruf im Vor:bereitungs:dienst zum Zwecke 
ihrer Ausbildung einer Ausbiildungsistelle an einem anderen Ort als dem 
bisherigen Dienst- und Wohnort zugewiesen, so können ihnen die da­
durch entstehenden notwendigen Mehraus11a.gen ganz oder teilweise er­
stattet werden. 

§ 23 

Erstattung von Auslagen 
bei Reisen aus besonderem Anlaß 

(1) Eine EinsteUung.srei.se vor dem Wirksamwerden der Ernennung zum 
Bundesbeamten, Richter im Bundesdienst oder Soldaten gilt als Dienst­
reise ·zur Einstellung. Die Reise eines PolizeivollzU1gsbeamten auf Wi­
derruf im Bundesgrenzschutz, eines Soildaten auf Zeit oder eines Solda­
ten, der auf Grund der Wehrpflicht Wehrdienst le~stet, bei seinem Aus­
scheiden ·aus dem Dienst wegen Ablaufs der Dienstzeit oder wegen 
Dienstunfähigkeit ,gilt a1ls Dienstreise. Satz 2 .gi:lt nur für eine Rei1se im 
Inland. 



. ,· 

212 

(2) Bei Reisen zum Zwecke der AUJSbi1dung oder Fortbildung, die teil­
weise in dienstlichem Interesse liegen, können mit Zustimmung der 
obersten Dienstbehörde die Auslagen für Verpflegung und Unterkunft 
bi!S zur Höhe des bei Dienstreisen zustehenden T•Clige- und Übernach­
tungs1ge.ldes und die notwendi!gen Fahr- und N~1benkosten erstattet 
werden. · 

(3) Für Fahr,ten zwi1schen Wohnung und regelmäßi.ger Dienststelle aus 
besonderem dienstHchen Anfaß können die entstandenen notwendi.gen 
Fahrkosten erstattet werden. 

Abschnitt IV 

Schlußvorschriften 

§ 24 

Ermächtigung, Verwaltungsvorschriften 

(1) Der Bundesminister des Innern wfrd ermä,cht~gt, durch Rechtsver­
ordnung die in den §§ 6, 9 Abs. 1 und 2 und § 10 Albs. 2 festgesetzten 
Beträge veränderten wirtschaftlichen Verhä1tnis1sen, die Kla.sseneintei­
lung in § 5 Abs. 1 und die EinteHung der Kraftfahrzeuge in § 6 Abs. 1 

·-· veränderten technischen Verhältnis~en m11zupassen .. 

(2) Die aUgemeinen Verwaltungsvor.schriften zu diesem Gesetz er:läßt 
der Bundesmints.ter des Innern, soweit sie zu den Sondervorschriften 
für Auslandsdien:strei1sen erfassen werden, im Einvernehmen mit dem 
Bundesmini,ster des Auswärtigen. 

§ 25 

Verweisungen 

Ist in Rechts- und Verwa[tung1svorschriften auf Vorschri.ften und Be­
zeichnungen Bezug .genommen, die nach diesem Gesetz nicht mehr gel­
ten, 1so treten an ihr~ Stelle die. entsprechenden Vorschriften und Be-
zei·ch·nungen dieses Gesetzes. · 

§ 26 
pp .... 

§ 27 2) 

Inkrafttreten 

Die §§ 8, 9 Abs. 1 und § 10 Abs. 2 und 3 treten mit Wir.kung vom 1. Juli 
1964, die übrigen Vorschriften am 1. Juli 1965 in Kraft. Die Angehörigen 
der Beiso.Ldung.s;gruppe A 7 werden für die Zeit vom 1. Juli 1964 bis zum 
30. Jüni_ 1965 der Reisek0istenstufe A zugetetlt. 

2) Die Vorschrift b~trifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der ursprünglichen Fassung vom 
20. März 1965. Der Zeitpunkt des lnkr.afttretens der späteren Änderungen ergibt sich aus 
der in der vorangestellten Bel{anntmachung näher bezeichneten Vorschrift. 
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Artikel I 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Persönlicher Geltungsbereich 

Dieses Kirchengesetz gilt für 

·a) Geistliche, denen eine Pfarr.stelle oder eine aUgemeinkirchUche Auf­
gaibe übertra;gen ist (§ 16 Abs. 2 Pfarrergesetz), 

b) Kirchenbeamte auf Lebenszeit, auf Zeit und auf Probe sowie Kirchen­
beamte auf Widerruf, 

c) Vikare, 

d) Empfänger von Versorgungsbezügen aus den in Buchstaben a und b 
genannten Dienstverhäiltnissen für die Anpaissung ihrer Versorgung 
an das Beso1dung.srecht, 

nachstehend als Berechti!gte bezeichnet. 

§ 2 

Anwendung des. Bundesbesoldungs~eset7;~S 

(1) Für die Besoldung und die Anpassung der Versorgung an da:s Besol­
dungsrecht finden die für die Beamten der Bundesrepublik Deutschland 
jeweils geltenden Bestimmungen (Bundesbeso1dungsrecht) entsprechende 
Anwendung, .soweit in diesem Kirchengesetz und in nach Maßgabe dieses 
Kirchengesetzes zu erlCl'ssenden Verordnungen der Kirchenleitung nichts 
anderes bestimmt ist. 

(2) Für die Gewährung von 

a) Sonderzuwendungen, 

b) Jubiläumszuwendungen, 

c) Sachbezügen, 

d) Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen, 

e) Umzug.skostenver.gütung und Trennungsgeld, 

f) Dienstwohnungen einschließlich deren Verwaltung, 

g) .sonstige Zuwendungen und Entschädigungen, 

sind die einschrlägigen Beistimmungen des Bundes entsprechend anzuwen­
den. Die Kirchenleituillg k·ann abweichende Regelungen durch Verord­
nuillg treffen. 

§ 3 

Kirchlicher Dienst 

(1) Bei der Anwendung der besoldungsrechtlichen Vorschriften ist der 
Dienst 
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a) bei der Evangelischen Kirche in Deutschland, .der Vereini;gten 
Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands sowie deren Glied­
kir·chen, 

b) bei den Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent­
lichen Rechts, die der Aufsicht einer dieiser Gliedkirchen unter­
steht, 

Dienst bei öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Sinne des Bundesbe­
soldungs1gesetze.s. 

(2) Dem Dienst nach Absatz 1 steht eine TäUg.keit in missionari1schen, 
diakonischen und 1sonsti.gen kirchlichen Wer.ken und Einrichtungen inner­
hallb der Evarngeli!schen Kirche in Deutschland sowie in Anstalten und 
Einrichtungen, die dem Diakonischen Werk der Evangelischen Kirche in 
Deutschfond angeschfos·sen .sind, gleich, ohne Rücksi·cht auf deren Rechts­
form. 

(3) Dem Dienst nach Absatz 1 kann gJeichgesteLlt werden eine Tätigkeit 
in einer anderen christlichen Kirche sowie in Kirchen außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland mit ihren Einrichtungen einschließlich Mis­
sion und Diakonie. 

Artikel II 

Allg.emeine· Ergänzungsvorschriften 

§ 4 

Zahlung der Dienstbezüge 

Sind Dienstbezüge nur für einen TeH des Monats zu zahlen, so wird für 
jeden Tag ein Dreißi.gstel der Monatsbezüge gezahlt. 

§ 5 

Besoldungsdienstalter 

Hat ein Berechtigter durch zusätzUchen Schulbesuch oder auf •andere 
Weise sich zusätZilkhe Kenntnisse angeei1gnet, so kann aus BilHgkeits­
gründen für die Festsetzurng des Be.soLdurngsdiensfalter.s eine zusätzliche 
Ausbi:Ldung ganz oder teilweise berücksichti1gt werden, soweit sie für 
das Amt förderlich ist und ein Abschluß erreicht worden ist. 

§ 6 

Unterstützungen 

Unterstützungen dürfen nur in besonderen Notfällen nach Genehmigung 
durch die Kirchenleitung gewährt werden. 
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Artikel III 

Ergänzungsvorschriften für Geistliche 

§ 7 

Ausnahme von der Ämterbewertung 

§ 5 des Bundesbesoldungsgesetzes findet für die Geistlichen keine An­
wendiurng. 

§ 8 

Grundgehalt 

(1) Da,s Grundgehalt der Geiistlichen bemißt sich 
a) von der 1. Dienstaltersstufe an nach der Besoldungsgruppe A 13, 

·b) von der 8. Di,enstalternstufe an nach der Besoldung,sigruppe A 14. 
(2) Das Grundgeha'lt nach Buchstabe b erhöht :Sich .bei Erreichen der 12. 
Dienstaltersstufe zusätzlich um eine DienstaJter:szulage, bei Erveichen der 
13. Dienstaltersstufe zusätzlich um zwei Dienstalterszulagen und bei Er­
rei1chen der 14. Diensfalter;sstufe zusätzlich um drei Di.enstailterszulagen 
der Beso:liduiligsigruppe A 14. 

§ 9 

Erziehungsbeihilfen 

(1) Die GeistJ,ichen im Amt erhalten auf· Antraig eine :Erziehungsbeihilfe 
für Kinder, die sich in .der Schu.lausbHdung auf einem Gymnasium, einer 
Rea'1sch'll!le oder einer Sonderschule befinden unld die Kinder diese Aus­
bildung Wegen Fehlens entsprechender Schulen am dienstlich·en Wohn­
sitz des Geistlichen nur auf einer außerhatlb des dienstlichen Wohnsitzes 
gelegenen Schule finden können. 
(2) Die Erziehungsbeihilfe beträ;g;t DM 300,- je Kind und Schuljahr, 
wenn da·s Kind zwa·r im Elternhaus wohnt, seine Schule .aber nur durch 
Benutzung von Fahrzeugen errekhen kann und dadurch genötigt ist, 
infolge des Schulbesuchs fäg,lich mindestens acht Stunden vom EHern­
hause abwesend zill sein (Fahrkind). 
(3) ErziehungsbeihiUen werden nicht gewährt, wenn der Berechti,gte ent­
sprechende Leistungen für seine Kinder nach dem BundesausbHdungs­
förderungsgesetz erhalten kann. 

§ lO 

Aufwandsents'chädigungen 

Die Gewährung von Aufwandsentschädi;gunigen un!d deren Höhe werden 
von der Kirchenleitung auf dem Verordnungsweg.e .geregeilit. 

§ 11 

Dienstwohnungen 

(1) Die GeistHchen, die in eine plianmäfüge Pfarrstelle ei.nigewiesen sind, 
haben Anspruch auf eine seitens der örtlichen Kirchengemeinde zu stel­
lende Dienstwohnung. 
(2) Die von den Dien:stbezüg·en eine:ubehalten1de Dienstwohmmgsver,gü­
tunig steht der örtlichen Kirchen1gemein:de zu. 
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Artikel IV 

Ergänzungsvorschriften für Kirchenbeamte 

§ 12 

Bewertung der Ämter, Einweisung 

(1) § 5 Absatz 4, 5 und 6 des Bunde1shesoldung1sigesetzes finden keine An­
wendung. 
(2) Die Beamten der Landeskirche führen die Amtsbezeichnung Kirchen­
sekretär, K.irchenobersekretär, Kirchenhauptsekretär, Kirchenamtsinspek­
tor, KiTcheninspektor, Kirchenoberinspektor, Kirchenamtmann, Kirchen­
amtsrat. 
(3) Eine rückwirkende Einweisung in eine Planstelle ist höchstens für 
einen Zeitraum bis zu drei Monaten zum Ersten eines Monats zulässig. 

Artikel V 

Sonderregelungen 

(1) Der Be:so:ldung.sordnung A (Anla.ge zum Bundesbesoldungsgesetz) ist 
zuzuordnen: 

L Besoldungsgruppe A 13: 
a) Pastor 
b) Kirchenmusikdirektor - künftiig wegfa'lilend 

2. Besoldungsgruppe A 14: 
Pastor 

(2) Nummer 5 der Vor.bemerkungen zu den Be1so1ldungisordrnungen A und 
B des Bunde.sbesoldung&gesetze;s findet keine Anwendung (sogenannte 
Ministerialztüage). 

Artikel VI 

Unterhaltszuschüsse an Vikare 

§ 14 

Vikare erhalten UnterhaJ•tszuschüsse in der Höhe, wie iSie Beamten auf 
Widerruf im Vorbereitungsdienst im Dienst der BundesrepubJik Deutsch­
fan:d .gewährt werden. · 

Artikel VII 

Ausführungs- und Übergangsvorschriften 

§ 15 

Ausführungs- und Übergangsvorschriften 

Die Kirchenleitung wirid ermächtigt, Ausführungs- und Übergangsvor­
schrif.ten zu diesem Kirchengesetz zu erlassen. 
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§ 16 

Entscheidungen 

Bei der Anwendung der in § 2 genannten Vor1schriften für Bundesbeamte 
nimmt die Kirchenleitung die Auf.gaben der dort für zuständig erkilärten 
Obersten Bundesbehörde wahr. 

§ 17 

Rechtsweg 

Für Klagen der Geistlichen und Kirchenbeamten, mit denen vermögens­
rechtliche Ansprüche aus Vorschriften dieses Gesetzes herigeleitet wer­
den, sind die staatlichen Verwaltungsgerichte nach Maßgabe der §§ 126 
und 127 des Beamtenrechtsrahmengesetzes vom 1. Juli 1957 (Bundesge­
setzblatt l S. 677) in der jewei1s gelten.den Fassung ~uständi,g. 

Artikel VIII 

Schi ußvorschrif ten 

§ 18 

Inkrafttreten 

Die~es Kirchen.geseti trüt„am 1. Januar 1975 in Kraft. 

§ 19 

Außerkrafttreten anderer Vorschriften 

Mit Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes treten foligende Kirchenge1setze 
und Verurdnungen außer Kraft: 

1. Gesetz betr. die Dienstbezüge des Pfarremtandes (P.farrbesoldungs­
g.esetz) vom 27. März 1958 in der Faissung vom 3. Februar 1969 mit 
späteren Änderungen. 

2. Kirchengesetz über die Dienstbezüge der Kirchenbeamten vom
3. Februar 1969. 

3. Vernrdnungen über Gewährung von Erziehungsbeihilfen an aktive 
Geistliche vom 1. Juli 1952 mi.t späteren Änderungen. 

Gleichzeittg werden aUe Verordnungen, Richtlinien und Vorschriften auf­
gehoben, die den Inhalt dieses vorgenannten Kirchengesetzes Msher .ge­
regelt haben. 

Die Kirchenleitung 




